
Zeichen setzen für unsere Brandenburger Zivilgesellschaft.  
Ein Appell anlässlich der Angriffe vonseiten der AfD-Landtagsfraktion 
 
Autokratische, antidemokratische und nicht zuletzt faschistische Tendenzen sind weltweit ein 
Problem. Zwar ist das Vertrauen in die demokratischen Institutionen nach wie vor hoch. Doch 
die vielen Debatten, Demonstrationen und gar Terroranschläge darüber zeigen auch: Der 
Zwietracht ist gesät und viele beginnen, das Selbstverständliche mit anderen Augen zu 
betrachten. Und manche überlegen bereits: Wenn man die Demokratie zerstören wollte - wie 
und mit wem wäre zu agieren? Und nicht wenige Beziehungen, global oder auch in Frankfurt 
Oder und Słubice, führen zur AfD.   
 
So wird klein Angefangen. Und dafür kann  auf die demokratischen Institutionen selbst 
zurückgreifen. Etwa, indem man im Landtag „Kleine Anfragen“ zu Akteur*innen der 
Zivilgesellschaft stellt, die vor allem eines demonstrieren sollen: „Wenn wir kommen, wird 
"aufgeräumt"!“ So getan hat es kürzlich die brandenburgische AfD-Fraktion, indem sie die 
Landesregierung nach „Erkenntnissen“ zum "Utopia e.V." aus Frankfurt (Oder) fragt – und 
Informationsveranstaltungen (wie Thementage zu Nationalismus und 
Antisemitismus),  Demonstrationsvorbereitungen (wie zur Pride oder Seebrücke), Seminare 
und Konzerte sowie Kulturveranstaltungen in die Nähe des extremistischen drängen möchte. 
Als seien solche Aktivitäten nicht die Grundlage der Demokratie. 
 
Die AfD "fragt" gerne und oft zu Vereinen und Initiativen, die sich gegen Gewalt, 
Rechtsextremismus und Rassismus einsetzen, vor allem wenn sie im zivilgesellschaftlichen 
Netzwerk „Tolerantes Brandenburg“ engagiert sind oder einfach nicht in ihr Weltbild passen 
wollen. Wie zum Beispiel die Beratungsstelle „Opferperspektive“, die seit über 20 Jahren 
Betroffene rechter Gewalt im Land Brandenburg unterstützt. Die AfD scheut auch nicht davor 
zurück, eine Anfrage zu den demonstrierenden Schüler*innen von „Fridays for Future“ zu 
stellen. Dies erscheint auf den ersten Blick harmlos, doch muss man niemandem erklären, 
welches Ziel hinter diesen Anfragen steht: die Diskreditierung, Lähmung und 
Einschüchterung einer solidarischen Zivilgesellschaft. 2019 waren es die 
Antidiskriminierungsarbeit und Teile der Umweltbewegung, 2020 das muslimische 
Gemeindeleben an der Oder und der „Utopia e.V.“. Nächstes Jahr werden sie versuchen, die 
Legitimität weiterer Vereine, Initiativen und demokratischen Netzwerke zu untergraben. 
 
Wir Brandenburger Akteur*innen der Zivilgesellschaft machen unsere wichtige Arbeit in der 
Nachbarschaft, im Sport, im sozialen und im kulturellen Bereich. Ob ehrenamtlich, 
hauptamtlich oder in kleinen Gesten - wir beziehen im Alltag Stellung für eine solidarische 
und emanzipatorische Gesellschaft.  Die meisten von uns sind es dabei nicht gewohnt, sich in 
der politischen Öffentlichkeit laut Gehör zu verschaffen. Doch kein Verein, keine Initiative, 
kein Netzwerk oder Einzelperson soll sich von den lärmenden Rechtsaußen unter Druck 
gesetzt fühlen. Niemand sollte sich die Frage stellen müssen, wie die eigene Arbeit wohl 
aussähe, wenn die AfD „das Sagen“ hätte. 
 
Deswegen unterzeichnet diesen Appell und ladet alle ein, es uns gleich zu tun! Wir sind bunt, 
solidarisch und stehen zusammen! Bei „kleinen Anfragen“ und bei großen 
Herausforderungen, vor denen wir überall gleichermaßen stehen: den Stimmungsmachern am 
rechten Rand die Stirn zu bieten. Und unsere vielfältigen Kulturen in der Stadt und auf dem 
Land zu verteidigen. 
 


